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(3) Diese Konvention schließt eine Strafgerichtsbarkeit, die 
nach innerstaatlichem Recht ausgeübt wird, nicht aus.

Artikel 4

Die Vertragsstaaten arbeiten bei der Verhütung der im Ar­
tikel 2 genannten Straftaten zusanynen, indem sie insbeson­
dere

a) alle durchführbaren Maßnahmen treffen, um Vorberei­
tungen in ihren jeweiligen Hoheitsgebieten für die Be­
gehung dieser Straftaten innerhalb oder außerhalb ihrer 
Hoheitsgebiete zu verhindern;

b) Informationen austauschen sowie Verwaltungs- und an­
dere Maßnahmen miteinander abstimmen, die geeignet 
sind, die Begehung dieser Straftaten zu verhindern.

Artikel 5

(1) Der Vertragsstaat, in dem eine der im Artikel 2 genann­
ten Straftaten begangen wurde und der Grund zu der An­
nahme hat, daß ein Verdächtiger aus seinem Hoheitsgebiet 
geflohen ist, übermittelt allen anderen in Betracht kommen­
den Staaten unmittelbar oder über den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen alle sachdienlichen Angaben über die be­
gangene Straftat und alle verfügbaren Informationen, welche 
die Identität des Verdächtigen betreffen.

(2) Ist eine der im Artikel 2 genannten Straftaten gegen eine 
völkerrechtlich geschützte Person begangen worden, so bemüht 
sich jeder Vertragsstaat, der Informationen über das Opfer 
und die Umstände der Straftat besitzt, diese Informationen 
unter den in seinem innerstaatlichen Recht vorgesehenen Vor­
aussetzungen in vollem Umfang sofort dem Vertragsstaat zu 
übermitteln, für den die betreffende Person ihre Aufgaben 
wahrgenommen hat

Artikel 6

(1) Hält der Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich der 
Verdächtige befindet, es in Anbetracht der Umstände für ge­
rechtfertigt, so trifft er nach seinem innerstaatlichen Recht die 
geeigneten Maßnahmen, um die Anwesenheit des Verdächti­
gen zum Zweck der Strafverfolgung oder der Auslieferung si­
cherzustellen. Diese Maßnahmen sind unverzüglich unmittel­
bar oder über den Generalsekretär der Vereinten Nationen zu 
notifizieren

a) dem Staat, in dem die Straftat begangen wurde;

b) dem oder den Staaten, deren Angehöriger der Verdäch­
tige ist, oder, wenn er Staatenloser ist, in deren Hoheits­
gebiet er seinen ständigen Aufenthalt hat;

c) dem oder den Staaten, deren Angehöriger die betroffene 
völkerrechtlich geschützte Person ist oder für die sie 
ihre Aufgaben wahrgenommen hat;

d) allen anderen in Betracht kommenden Staaten und

e) der zwischenstaatlichen Organisation, deren Beamter oder 
sonstiger Beauftragter die betroffene völkerrechtlich ge­
schützte Person ist.

(2) Jeder, gegen den die im Absatz 1 bezeichneten Maßnah­
men getroffen werden, ist berechtigt,

a) unverzüglich mit dem nächsten zuständigen Vertreter des 
Staates, dessen Angehöriger er ist, der sonst zur Wah­
rung seiner Rechte befugt ist oder der, wenn der Betref­
fende staatenlos ist, auf seine Bitte zur Wahrung seiner 
Rechte bereit ist, in Verbindung zu treten und

b) den Besuch eines Vertreters dieses Staates zu empfangen.

Artikel 7

Der Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich der Verdäch­
tige befindet, hat, wenn er ihn nicht ausliefert, den Fall ohne 
irgendeine Ausnahme und ohne unangemessene Verzögerung 
seinen zuständigen Behörden zum Zweck der Strafverfolgung 
in einem Verfahren nach seinem Recht zu unterbreiten.

Artikel 8

(1) Soweit die im Artikel 2 genannten Straftaten nicht als 
der Auslieferung unterliegende strafbare Handlungen von 
einem zwischen den Vertragsstaaten bestehenden Ausliefe­
rungsvertrag erfaßt werden, gelten sie als in diesen Vertrag 
aufgenommen. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, diese 
Straftaten als der Auslieferung unterliegende strafbare Hand­
lungen in jeden künftig zwischen ihnen zu schließenden Aus­
lieferungsvertrag aufzunehmen.

(2) Erhält ein Vertragsstaat, der die Auslieferung vom Be­
stehen eines Vertrags abhängig macht, ein Auslieferungsersu­
chen von einem anderen Vertragsstaat, mit dem er keinen 
Auslieferungsvertrag hat, so kann er, wenn er sich für die 
Auslieferung entscheidet, diese Konvention in bezug auf diese 
Straftaten als Rechtsgrundlage für die Auslieferung ansehen. 
Die Auslieferung unterliegt dem Verfahrensrecht und den 
übrigen im Recht des ersuchten Staates vorgesehenen Bedin­
gungen.

(3) Vertragsstaaten, welche die Auslieferung nicht vom Be­
stehen eines Vertrags abhängig machen, erkennen unter sich 
diese Straftaten als der Auslieferung unterliegende strafbare 
Handlungen vorbehaltlich des Verfahrensrechts und der übri­
gen im Recht des ersuchten Staates vorgesehenen Bedingungen 
an.

(4) Diese Straftaten werden für die Zwecke der Auslieferung 
zwischen Vertragsstaaten so behandelt, als seien sie nicht nur 
an dem Ort, an dem sie sich ereignet haben, sondern auch in 
den Hoheitsgebieten der Staaten begangen worden, die ver­
pflichtet sind, ihre Gerichtsbarkeit nach Artikel 3 Absatz 1 zu 
begründen.

Artikel 9

Jedem, gegen den ein Verfahren wegen einer der im Arti­
kel 2 genannten Straftaten durchgeführt wird, ist während des 
gesamten Verfahrens eine gerechte Behandlung zu gewähr­
leisten.


